
Wahlen in  Frankreich –  Scheiß
auf  Volksfront,  Jugend  in  die
Offensive!
von Flo Weitling, Juli 2024

Vorgestern fand der erste Wahlgang bei den Neuwahlen des französischen
Parlaments statt. Aus dieser ging Le Pens RN als stärkste Kraft hervor. Wie
in  den meisten Ländern Europas  aber  auch weltweit,  ist  dass  einer  der
Ausdrücke des vorranschreitenden Rechtsrucks in Folge der Führungskrise
der Arbeiter:innen. Doch was können wir als Jugendliche dagegen tun?

Demokratie oder Faschismus?
Nach  dem immensen  Erfolg  des  Rassemblement  National  (RN,  deutsch:
Nationale  Sammlungsbewegung)  bei  den  EU-Wahlen  letzten  Monat,
beschloss noch am selben Tag der französische Präsident Emanuel Macron
die Auflösung des Parlaments und somit Neuwahlen.

Kurz darauf bildete sich ein linkes Bündnis aus der linkspopulistischen La
France Insoumise,  den bürgerlichen Arbeiter:innenparteien (Sozialistische
und Kommunistische Partei) und den französischen Grünen, die zwar linker
als die deutschen, aber trotzdem eine kleinbürgerliche Partei sind. Unter
dem  Banner  der  „Neuen  Volksfront“  (Nouveau  Front  Populaire,  NFP)
schließen sie an eine Taktik an, die schon 1936 kläglich gescheitert ist. Doch
warum ist das so?

Der  Zusammenschluss,  will  unter  dem Motto  „Alles  gegen  den  RN“  die
politische Krise Frankreichs herunterbrechen auf die Frage von „Demokratie
gegen Faschismus“. Das zeigt sich auch daran, dass sie nun ankündigten in
den  Wahlkreisen  wo  sie  hinter  den  Liberalen  liegen,  ihre  Kandidatur
zurückzuziehen und somit ganz offen Macrons Bündnis zu unterstützen. Das
hat den Zweck, dass „keine einzige Stimme an das RN geht“. Wie richtig es
auch ist  sich den Rechten entgegenzustellen,  kann dieses Bündnis deren
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Aufstieg nicht verhindern. Das erkennt man auch schon ganz praktisch am
Programm der Volksfront selber. Denn selbst ohne die offenen bürgerlichen
Parteien bereits im Boot zu haben, ordnen sie sich dem Imperialismus unter,
so in der Frage der Wiederaufrüstung oder selbst der Aufrechterhaltung der
kolonialen Herrschaft über Kanaky (Neukaledonien). Ihr Ziel ist es dabei im
Parlament zusammen mit Macrons Liberalen (welche in der ersten Runde
hinter der NFP und dem RN liegen) ein Bündnis aufzustellen um somit eine
RN-Regierung zu verhinden. Doch selbst wenn ihr Plan aufgeht, stellt sich
die Frage was sie damit bewirkt haben? Werden die Arbeiter:innen nicht
mehr  ewig  schuften  müssen  bis  sie  in  die  Rente  können?  Werden
Migrant:innen weniger rassistisch angegangen werden und wir Jugendlichen
Geld für unsere Billdung haben? Wird die Kriegstreiberei ein Ende finden?
Die Antwort ist Nein, denn die Taktik der Volksfront bekämpft eben nicht die
Ursachen, welche den Aufstieg der Rechten begünstigen.

Denn der Kampf gegen Rechtsruck und Faschismus kann nie ein Kampf mit
sondern nur gegen die Kapitalist:innen, ihre Parteien und ihre Ordnung sein!
Denn ihr System ist es, welches erst die Bedingungen für den Aufstieg des
Rechtspopulismus bis hin zum Erstarken von offen faschistischen Kräften
schafft. Sich ihnen in einem „Kampf gegen den Faschismus“ unterzuordnen
heißt unsere Kampfkraft abzugeben und die Lösung des Problems faktisch zu
verhindern.

Denn die geballte Stärke der Jugend und Arbeiter:innenklasse ist  es,  die
durch Streiks, Besetzungen und Aufstände, bis hin zu einer Revolution, die
Überwindung der Probleme erreichen kann. Den Rechtsruck aber auch das
was diesen erst geschaffen hat, wie die hohen Lebenserhaltungkosten oder
ganz generell die tägliche Ausbeutung und Unterdrückung.

Wenn wir jedoch den Illusionen der netten Fratze der Diktatur des Kapitals,
also  der  „Demokratie“,  hinterherrennen,  kann  unser  Kampf  kein
erfolgreicher sein! Denn der demokratische Staat ist es, der unsere Armut,
Ausbeutung und Unterdrückung aufrechterhält. Der demokratische Staat ist
es der Kriege führt und Genozide unterstützt. Der demokratische Staat ist es
der uns abschiebt und durch seine Handlanger, die Polizei, ermordet. Der
demokratische Staat ist es, der uns bis zum Zusammenbruch arbeiten lassen



will, damit er auf dem Weltmarkt besser konkurrieren kann. Wenn wir also
den demokratischen, bürgerlichen Staat und die Ordnung die er aufrecht
erhält wählen, wählen wir nicht das kleinere Übel sondern schaufeln fleißig
weiter  unser  eigenes  Grab!  Denn  die  Leute  haben  die  bürgerliche
Demokratie und ihre Politik, ob von Macron, Biden oder Habeck, satt und
zwar völlig zu Recht!

Der ganze Aufstieg der Rechten ist letztendlich auch ein Ausdruck davon,
dass die Organisationen der Arbeiter:innenklasse den Kampf gegen diese
Ordnung, an der nicht die Rechten die schlechten Stellen sind, sondern die
als ganzes ein Übel ist, nicht konsequent geführt haben. So haben wir es bei
den  Rentenreformen  gesehen,  wo  die  großen  Gewerkschaften  und
linkspopulistischen sowie reformistischen Parteien notwendige und mögliche
Generalstreiks  verhindert,  den  Kampf  in  die  Bahnen  des  Parlaments
verschoben  und  somit  geschwächt  haben.

Was braucht es dann?
Anstatt mit bürgerlichen Kräften zu liebäugeln und am liebsten zusammen
mit Macron eine Regierung zu bilden, braucht es einen Zusammenschluss
der  Organisationen  der  Arbeiter:innenklasse  und  der  Gewerkschaften  zu
einer  Einheitsfront,  welche  die  geballte  Kampfkraft  der  Jugend  und
Arbeiter:innen  entfesselt.  Dabei  müssen  wir  als  Revolutionäre  die
Jugendlichen  und  Arbeiter:innen  von  den  Illusionen  der  reformistischen,
bürgerlichen Arbeiter:innenparteien wegbrechen und für ein revolutionäres
Programm gewinnen. In einem gemeinsamen Kampf gegen und nicht mit
dem Klassenfeind!

Die spontanen Proteste nach der Europawahl und auch nach den Neuwahlen
zeigen das Potenzial für eine Bewegung welche diesen Kampf führen kann.
Wir als Jugend müssen in diesen Kämpfen eine militante und führende Rolle
einnehmen,  was in  den letzten Jahren schon teilweise  passiert  ist.  Doch
darauf  müssen  wir  akt iv  ausbauen  und,  im  Bündnis  mit  der
Arbeiter:innenklasse, den Umsturz des Systems vorrantreiben! Auch in der
Jugend selber müssen wir die Überzeugung festigen, dass eine revolutionäre
Perspektive notwendig ist um unsere Probleme zu lösen.



Um das zu tun müssen wir uns organisieren, an unseren Schulen sowie in
Unis und Betrieben. Wir müssen die Orte an den wir uns täglich aufhalten
zur Agitation nutzen und Organe wie Schul- und Unikomitees schaffen. Diese
können auch langfristig den Grundstein der Selbstverwaltung legen, die eine
Ordnung nach dem Zerschlagen des bürgerlichen Staats  braucht.  Darauf
aufbauend müssen wir Schul- und Unistreikkomitees initiieren, um unseren
Kampf  zu  organisieren  und  als  geballte  Front  den  Rechten  und  den
Kapitalist:innen entgegenzutreten!

Um diese Arbeit zu koordinieren und zum Erfolg zu führen braucht es eine
unabhängige Jugendorganisation die diesen Kampf vorrantreibt.  Sie muss
international den kämpfenden Jugendlichen eine revolutionäre Perspektive
aufzeigen und dabei den Aufbau einer Jugendinternationale anstreben. Die
Organisierung  der  Jugend  in  Europa  und  Weltweit,  über  die  nationalen
Grenzen hinaus, ist notwendig, denn wir uns muss klar sein: Genauso wie die
Arbeiter:innen, hat die Jugend kein Vaterland und kann nur international
organisiert siegen!

Wir fordern:

Schluss mit der Volksfront! Es braucht eine Einheitsfront der Jugend und
Arbeiter:innenklasse!
Nieder mit Macron – Nieder mit der RN! Für ein revolutionäres Programm der
Jugend und der Arbeiter:innen!
Aufbau von Schul- und Unikomitees sowie einer schlagkräftigen Bewegung
gegen die Angriffe der Kapitalist:innen und den Aufstieg der Rechten!
Für den Aufbau einer Jugendinternationale!



Stoppt den rassistischen Angriff
Macrons!
Von  Marco  Lasalle,  Januar  2023,  zuerst  erschienen  in  der  Infomail  der
Gruppe Arbeiter:innenmacht

Am  19.  Dezember  hat  das  französische  Parlament  ein  weiteres
Einwanderungsgesetz verabschiedet – das 117. Gesetz zu diesem Thema seit
1945! Aber es ist viel schlimmer als alle vorherigen Gesetze. Es wurde von
Innenminister  Gérald  Darmanin  vorgeschlagen,  von  Präsident  Emmanuel
Macron  unterstützt,  von  den  rechten  Senator:innen  der  Partei  Les
Républicains stark umgeschrieben und schließlich mit den Stimmen des von
Marine Le Pen geführten Rassemblement National (RN) angenommen.

Es ist leicht zu verstehen, warum die rassistische und fremdenfeindliche RN
für dieses Gesetz gestimmt und einen ideologischen Sieg errungen hat. Es
enthält  eine  Reihe  von  Maßnahmen,  die  dazu  führen,  dass  vielen
Migrant:innen grundlegende Leistungen und Rechte vorenthalten werden. Es
unterstützt  das  RN-Ziel  der  „nationalen  Präferenz“  (wonach  französische
Staatsbürger:innen beim Zugang zu staatlichen Sozialleistungen Vorrang vor
Ausländer:innen haben sollten)  und wird weitgehend dazu beitragen,  die
reaktionären und falschen Ideen des RN zu verbreiten: dass Migrant:innen
nur nach Frankreich kommen, um von Sozialmaßnahmen zu profitieren, sie
für den Mangel an Wohnraum und Arbeitsplätzen verantwortlich, kriminell
und gefährlich für die nationale Sicherheit sind. Kurz gesagt,  es ist  eine
giftige  Mischung  aus  Rassismus  und  Fremdenfeindlichkeit,  gespickt  mit
Lügen und Verleumdungen.

Maßnahmen
Hier einige der Maßnahmen, die das neue Gesetz vorsieht:

Staatliche Leistungen wie Wohnungs- oder Familienbeihilfen werden
Migrant:innen  erst  nach  einer  Verzögerung  (bis  zu  fünf  Jahren)
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gewährt, je nachdem, ob sie arbeiten oder nicht (obwohl die meisten
Migrant:innen bei ihrer Ankunft in Frankreich nicht arbeiten dürfen).
Das Gesetz sieht die Einführung von Quoten für Migration vor, und
die  Legalisierung  von  migrantischen  Lohnabhängigen  wird  vom
Wohlwollen  des/der  Präfekt:in  (Vorsteher:in  eines  Amtsbezirks)
abhängen.
Das Gesetz ist ein Schlag gegen den Grundsatz des „loi du sol“, das
Recht  der  in  Frankreich  Geborenen,  mit  ihrer  Volljährigkeit  die
französische Staatsbürger:innenschaft zu erlangen, und geht auf ein
früheres  zurück,  das  von  dem  erzreaktionären  Charles  Pasqua
unterstützt  wurde.
Ausländische  Universitätsstudent:innen  müssen  eine  „Kaution“  an
den Staat zahlen, die erst bei der Ausreise am Ende des Studiums
zurückerstattet wird.
Bürger:innen mit  doppelter  Staatsbürger:innenschaft  verlieren die
französische, wenn sie sich schwerer Straftaten schuldig machen.

Um die Unterstützung des rechten Flügels zu erhalten, musste die Regierung
außerdem versprechen, dass Anfang 2024 AME, die staatliche medizinische
Hilfe,  mit  der  alle  Einwander:innen  dringende  medizinische  Versorgung
erhalten können, „reformiert“, d. h. wahrscheinlich stark eingeschränkt oder
abgeschafft wird.

Das Gesetz enthält Maßnahmen, die so schockierend reaktionär sind, dass
sich die Regierung sogar an den Verfassungsrat wendet, um einige seiner
Artikel außer Kraft zu setzen, da sie gegen die Präambel der Verfassung von
1946  verstoßen,  die  besagt,  dass  „niemand wegen  seiner/ihrer  Herkunft
benachteiligt werden darf“.

Die Verabschiedung des Gesetzes war selbst in Macrons Lager ein großer
Schock, da 59 Abgeordnete der Regierungspartei dagegen stimmten und ein
Minister  zurücktrat.  Die  Behauptung  Macrons  bei  den  letzten  beiden
Präsidentschaftswahlen, er sei ein Bollwerk gegen Marine Le Pen und ihre
Ideen,  hat  sich  als  eine  weitere  Lüge  erwiesen.  Allerdings  hat  die
Arbeiter:innenklasse  von  den  „Linken“  innerhalb  des  Präsidentenlagers



wenig zu erwarten, da sie viele andere Angriffe gegen die Arbeiter:innen
akzeptiert oder sogar durchgeführt haben.

Der  französische  Kapitalismus  und  die
Überausbeutung
Seit  Jahrhunderten  braucht  der  französische  Kapitalismus  billige
überausgebeutete Arbeitskräfte. Zunächst in Form von Sklav:innen auf den
karibischen  Inseln,  später  als  indigene  Zwangsarbeiter:innen  in  seinem
Kolonialreich und im letzten Jahrhundert als Migrant:innen, in den letzten
Jahrzehnten vor allem aus dem Maghreb. Die demokratischen Rechte dieser
Arbeiter:innen wurden systematisch negiert und diese Entrechtung erreichte
während des algerischen Unabhängigkeitskrieges in den 1950er und 1960er
Jahren  ein  hysterisches  Niveau.  Die  rassistische  Ideologie  diente  als
Rechtfertigung  für  diese  Diskriminierung,  obwohl  auf  allen  öffentlichen
Gebäuden  „Egalité“  (Gleichheit)  steht.  Ein  rassistischer  Polizei-  und
Staatsapparat,  dessen  Personal  nach  dem  Zweiten  Weltkrieg  vom
faschistischen Vichy-Regime übernommen wurde, war für Repressionen und
Massaker an Arbeitsmigrant:innen verantwortlich. Die von Jean-Marie Le Pen
gegründete Front National baute auf einer rassistischen Ideologie auf und
wandte sich massiv an die Anhänger:innen der Front Algérie Française. Aber
auch die traditionellen rechten Parteien haben rassistischem Gedankengut
geschmeichelt, und das gilt selbst für die linken Parteien.

Die französische Bourgeoisie war schon immer mehr als bereit, migrantische
Arbeitskräfte zu beschäftigen und auszubeuten, die meisten von ihnen aus
den ehemaligen französischen Kolonien in Afrika, sowohl im Maghreb als
auch  in  Westafrika.  Die  rassistische  Unterdrückung  ermöglicht  es  den
Bossen,  sie  in  schlecht  bezahlten  Jobs  zu  halten,  wobei  ihnen  oft
grundlegende  Arbeits-  und  Gewerkschaftsrechte  verweigert  werden.
Entgegen  der  Verleumdung,  dass  Migrant:innen  auf  der  Suche  nach
staatlichen  Beihilfen  nach  Frankreich  strömen,  arbeiten  die  meisten  von
ihnen  lange  Jahre  im  Verborgenen  als  Sans  Papiers  (Menschen  ohne
Ausweisdokumente),  insbesondere im Bau-  und Dienstleistungssektor.  Sie
sind weit davon entfernt, von der staatlichen Sozialhilfe zu profitieren, denn



sie  zahlen  zwar  die  obligatorischen  Sozialbeiträge,  haben  aber  keinen
Anspruch  auf  entsprechende  Beihilfen.  Trotz  der  rassistischen  Hysterie
nimmt der Anteil der Migrant:innen an der Bevölkerung des Landes kaum zu:
7,8 % im Jahr 2022, 6,5 % im Jahr 1975. Selbst der Vorsitzende des MEDEF,
des  wichtigsten  Arbeit„geber“verbandes,  schätzt  den  Bedarf  der
französischen Wirtschaft auf 3,9 Millionen zugewanderte Arbeitskräfte in den
kommenden  Jahrzehnten  aufgrund  der  niedrigen  Geburtenrate  ein.  Das
französische Kapital will eine „kontrollierte“ Zuwanderung und zwingt die
Migrant:innen weiterhin in extrem unsichere und übermäßig ausgebeutete
Arbeitsverhältnisse.

Die extreme Rechte will noch weiter gehen. Bereits in den 1980er Jahren
prägte Jean-Marie Le Pen den Slogan „eine Million Einwander:innen, eine
Million  Arbeitslose“  und  suggerierte  damit,  dass  die  Ausweisung  der
Migrant:innen das Problem der Arbeitslosigkeit lösen würde. Marine Le Pen,
die  Tochter  von  Jean-Marie,  propagiert  das  Konzept  der  „nationalen
Präferenz“ und warnt vor der „Unterwanderung“ des französischen Volkes
durch eine angebliche Migrationswelle. Ihre Ideen werden durch das neue
Gesetz eindeutig legitimiert.

In dieser Hinsicht stellt das Gesetz einen Bruch mit früheren rassistischen
Gesetzen dar. Während alle diese Angriffe gegen den Gleichheitsgrundsatz
enthielten,  stellt  die  schiere  Menge  an  konzentrierten  Schlägen  gegen
Migrant:innen dieses Gesetz eindeutig auf eine andere, viel  gefährlichere
Ebene. Es spiegelt die Verbreitung von Rassismus und Fremdenfeindlichkeit
in  der französischen Bevölkerung wider:  Den Umfragen zufolge wird die
Partei  von  Marine  Le  Pen  bei  den  kommenden  Europawahlen  im  Juni
nächsten Jahres mit rund 28 % (und zusätzlich 6,5 % für ihre faschistische
Nichte Marion Maréchal) die stimmenstärkste Partei in Frankreich sein, weit
vor Macrons Partei „Renaissance“ mit 20 %.

Präsident Macron reklamiert mit dieser Zustimmung zum Gesetz, einen Sieg
errungen zu haben, der zeigt, dass er keine „lahme Ente“ und in der Lage ist,
Gesetze  zu  verabschieden,  ohne  die  undemokratischen  Tricks  der
französischen  Verfassung  der  Fünften  Republik  anzuwenden.  Auch  Les
Républicains beanspruchen einen Sieg für sich, da sie maßgeblich an der



Verabschiedung  des  Gesetzes  beteiligt  waren  und  dessen  Inhalt  stark
beeinflusst haben. Für beide wird sich dieser „Sieg“ bald als Pyrrhussieg
erweisen.  Rassistische  Wähler:innen  werden  die  konsequent  rassistische
Partei RN anderen Kräften vorziehen, die sie lediglich imitieren, und der
ideologische Einfluss der RN-Ideen wird durch diese Maßnahme auf allen
Ebenen nur vergrößert.

Arbeiter:innenklasse
Die  französische  Arbeiter:innenklasse  befindet  sich  in  einer  schwierigen
Situation. Sie ist durch den Sieg Macrons im Kampf um die Renten zu Beginn
des Jahres bereits politisch geschwächt. Hinzu kommt, dass der Rassismus
auch  in  der  Klasse  greift  und  eine  mögliche  Spaltung  zwischen
„französischen“  und  migrantischen  Arbeiter:innen  droht  sowie  massiv
verstärkte  Repression  gegenüber  migrantischen  Lohnabhängigen.

Die  Sozialistische  Partei,  die  Kommunistische  Partei  und  La  France
insoumise lehnten das Gesetz allesamt ab. 32 von der Sozialistischen Partei
geführte  Departements  erklärten,  dass  sie  das  Gesetz  nicht  anwenden
werden,  ebenso  wie  die  Pariser  Bürgermeisterin.  Die  CGT-Vorsitzende
Sophie  Binet  erklärte:  „Die  CGT  ruft  zum  zivilen  Ungehorsam  und  zur
Vervielfachung der Widerstandsaktionen gegen dieses Gesetz auf, das alle
unsere republikanischen Prinzipien untergräbt und der extremen Rechten
den  Boden  bereitet.“  Die  CGT  wird  in  den  nächsten  Wochen  „massive
Initiativen  organisieren,  damit  diejenigen,  die  sich  mit  dem geleugneten
Frankreich identifizieren,  ihre  Entschlossenheit  zeigen können,  damit  die
Werte der Solidarität respektiert werden“.

All  dies  ist  richtig,  aber  man  kann  durchaus  an  der  Wirksamkeit  des
Widerstands der reformistischen Parteien und der Gewerkschaften zweifeln,
da es ihnen nicht gelungen ist, die Rentenreform abzuwehren. Es besteht die
reale Gefahr, dass die „massiven Initiativen“ der Reformist:innen zahnlose
symbolische  Aktionen  bleiben  werden.  Die  Lohnabhängigen  sollten  ihre
Führungen  auffordern,  den  wirksamsten  Widerstand  gegen  das  Gesetz
vorzubereiten, und zwar nicht nur auf den bequemen Sitzen des Parlaments,
sondern an den Arbeitsplätzen, in den Banlieues und auf den Straßen. Die



Arbeiter:innen müssen bereit sein, diesen Widerstand mit den Waffen des
Klassenkampfes  durchzusetzen,  ob  die  reformistischen  Führungen  damit
einverstanden sind oder nicht. Der zivile Ungehorsam muss von Protesten
und Massenstreiks zugunsten einer massiven Legalisierung von Sans Papiers
sowie der Abschaffung aller rassistischen Gesetze der letzten Jahre begleitet
werden. Migrant:innen, darunter auch Sans Papiers, sind in großem Umfang
auf den Baustellen für die kommenden Olympischen Spiele 2024 beschäftigt
und werden bei  der  Organisation dieses Ereignisses an vorderster  Front
stehen, im Transportwesen, bei der Sicherheit, in Hotels, Restaurants, bei
der  Reinigung  usw.  Die  Arbeiter:innen  müssen  bereit  sein,  alle  damit
zusammenhängenden Aktivitäten zu blockieren, bis das Gesetz aufgehoben
ist,  und solche Aktionen müssen von allen Gewerkschaften,  Parteien und
Organisationen  der  Arbeiter:innenklasse  unterstützt  werden.  Sie  müssen
durch organisierte Selbstverteidigung gegen mögliche Repressionen durch
den Staat oder rechte bzw. sogar faschistische Kräfte verteidigt werden.

Die einzige Möglichkeit, die Ausbreitung rassistischer Ideen in den Reihen
der Arbeiter:innenklasse zu stoppen,  besteht  darin,  ein Aktionsprogramm
vorzuschlagen, zu verbreiten und dafür zu kämpfen, das alle rassistischen
Gesetze bekämpft und die wirklichen Ursachen für das Anwachsen der RN
angeht: niedrige Löhne, Mangel an Arbeitsplätzen, Wohnungen, Schulen und
Krankenhäusern. Der durch dieses Gesetz ausgelöste Schock sowie die Wut
auf  Macron  und  seine  Regierung  sollten  in  eine  massive  Streikwelle,
einschließlich eines Generalstreiks, gegen die rassistische Diskriminierung
und Unterdrückung sowie gegen die Regierung und das von ihr verteidigte
System gebündelt werden.


